
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
XII ZR 142/91

vom
18. März 1992 

in dem Rechtsstreit

Manuela H traße 20, Q<

Beklagte und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres.
und

gegen

Ralf H traße 20, Q\

Kläger und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr.
und
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 18. März 
1992 durch den Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter 
Dr. Krohn, Dr. Zysk, Nonnenkamp und Dr. Hahne

beschlossen:

Die Revision gegen das Urteil des 1. Zivilsenats 
- Familiensenat - des Bezirksgerichts Halle vom 
27. Mai 1991 wird auf Kosten der Beklagten als 
unzulässig verworfen.

Streitwert: 149.100 DM

Gründe:

I.

Durch das am 27. Mai 1991 verkündete Urteil hat das Be­
zirksgericht die erstinstanzliche Entscheidung des Kreisge­
richts zur Teilung des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens der Parteien nach ihrer Scheidung aufgehoben und 
dem Kläger Grundstücke zu Alleineigentum übertragen; 
gleichzeitig hat es ihn verurteilt, an die Beklagte einen 
Erstattungsbetrag von 65.537,57 DM zu zahlen und im Innen­
verhältnis der Parteien einen Restkredit von 18.024,85 DM 
alleinschuldnerisch zu übernehmen. In den Entscheidungs­
gründen heißt es abschließend, der Senat habe keine Veran­
lassung gesehen, die Revision zuzulassen. Die Beklagte hat 
gegen das Urteil Revision eingelegt mit dem Ziel, die Ent-
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Scheidung des Kreisgerichts wiederherzustellen, das ihr das 
Alleineigentum an den Grundstücken übertragen hatte.

II.

Die Revision ist nicht zulässig, weil das Bezirksge­
richt sie in seinem Urteil nicht zugelassen hat und ein 
Fall, in dem sie ohne Zulassung stattfindet, nicht vor­
liegt.

1. Das Bezirksgericht hat nach dem Wirksamwerden des 
Beitritts in der Berufungsinstanz über eine Familiensache 
im Sinne von § 621 Abs. 1 Nr. 8 ZPO entschieden, indem es 
gemäß Art. 234 § 4 Abs. 5 EGBGB i.d.F. des Einigungsvertra­
ges und dem danach anwendbaren § 39 Abs. 1 DDR-FGB eine 
Teilung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens der 
Parteien nach ihrer Scheidung durchgeführt hat (vgl. Se­
natsbeschluß vom 20. März 1991 - XII ZR 202/90 - 
FamRZ 1991, 794, 795). Gemäß § 621d Abs. 1 Satz 1 ZPO be­
darf die Revision daher der Zulassung durch das Berufungs­
gericht. Diese hat das Bezirksgericht ausdrücklich abge­
lehnt. Ein Fall, in dem gemäß Art. 8 i.V. mit Anlage I 
Kap. III Sachgebiet A Abschn. III Nr. 28 Buchst, i Satz 3 
des Einigungsvertrages das Revisionsgericht selbst über die 
Zulassung zu entscheiden hat, liegt nicht vor. Diese Be­
stimmung betrifft nur die Übergangsfälle, in denen am Tage 
des Wirksamwerdens des Beitritts die Revision bereits ein­
gelegt oder zwar noch nicht eingelegt, die Frist zur Einle­
gung aber noch nicht abgelaufen war. Keine dieser Voraus-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4*
- 4 -

Setzungen liegt hier vor, da das Bezirksgericht nach dem 
Wirksamwerden des Beitritts entschieden hat.

2. Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist die 
Entscheidung über die Zulassung der Revision in den Fällen 
des § 621d Abs. 1 ZPO - ebenso wie in denen der §§ 546 
Abs. 1, 621e Abs. 2 Satz 1 ZPO - ausschließlich dem Gericht 
der zweiten Instanz übertragen und sowohl der Anfechtung 
durch die Parteien als auch der Nachprüfung und Abänderung 
durch den Bundesgerichtshof entzogen. Bei der Neuregelung 
des Revisionsrechts im Jahre 1975 hat der Gesetzgeber die 
Einführung einer Nichtzulassungsbeschwerde zwar erwogen, 
schließlich aber davon abgesehen (vgl. dazu etwa Senatsbe­
schluß vom 9. Mai 1990 - XII ZB 45/90 - BGHR ZPO § 621e 
Abs. 2 Satz 1 Nichtzulassungsbeschwerde 1 = FamRZ 1990,
1228 m.w.N.).

3. Die Revision will die Begründung des Berufungsur­
teils, für eine Zulassung der Revision bestehe keine Veran­
lassung, dahin auslegen, daß das Bezirksgericht angenommen 
habe, es handele sich um eine vermögensrechtliche Streitig­
keit, in der gemäß § 546 Abs. 1 Satz 1 ZPO (infolge der 
40.000 DM übersteigenden Beschwer) die Revision ohne Zulas­
sung stattfinde. Dem vermag der Senat nicht zu folgen. Ge­
gen eine solche Auslegung spricht insbesondere, daß das Be­
zirksgericht nicht gemäß § 546 Abs. 2 Satz 1 ZPO die Be­
schwer festgesetzt und keinen Vollstreckungsnachlaß gemäß
§ 711 ZPO gewährt hat. Wenn es die Verurteilung zur Erstat­
tung von 65.537,57 DM ohne Sicherheit für vorläufig voll­
streckbar erklärt hat, ist es vielmehr davon ausgegangen, 
daß mangels Zulassung der Revision im Sinne von § 713 ZPO
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die Voraussetzungen, unter denen ein Rechtsmittel stattfin­
det, nicht vorliegen. Damit kann auch nicht angenommen wer­
den, der Ehefrau sei die im Gesetz grundsätzlich vorgesehe­
ne Prüfung der Revisionswürdigkeit aufgrund eines Irrtums 
des Berufungsgerichts versagt geblieben (vgl. dazu BGHZ 90, 
1 ) •

4. Die Revision macht schließlich geltend, die Zulas­
sung der Revision sei wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der Sache zwingend geboten gewesen, so daß deren Nichtzu­
lassung gegen Art. 3, 101 Abs. 1 Satz 2 GG verstoße. Ob 
dies zutrifft, kann offenbleiben. Verfassungsverstöße kön­
nen mit der Verfassungsbeschwerde gerügt werden; die Fach­
gerichte können ihnen nur nachgehen, wenn die Auslegung der 
einschlägigen Verfahrensvorschriften dies ermöglicht (vgl. 
etwa Senatsbeschluß vom 16. April 1986 - IVb ZB 14/86 - 
NJW-RR 1986, 1263; BVerfG NJW 1991, 417). Das ist hier 
nicht der Fall. Die vom Gesetzgeber gewollte strikte Bin­
dung des Revisionsgerichts an die Zulassungsentscheidung 
des Berufungsgerichts will ausschließen, daß das Revisions­
gericht im Einzelfall diese Entscheidung überprüft. Ein 
Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG käme ohnehin nicht 
bei jeder irrtümlichen Verkennung der gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Zulassung in Betracht, sondern nur bei 
Willkür des Gerichts (vgl. BVerfG FamRZ 1991, 295). Gründe



der Rechtssicherheit sprechen dagegen, daß das Revisionsge­
richt ausnahmsweise zur Beurteilung dieser Frage in eine 
ihm allgemein verschlossene Prüfung eintritt (vgl. dazu 
auch Zöller/Schneider ZPO 17. Aufl. § 546 Rdn. 53).

Lohmann
Nonnenkamp

Krohn
Hahne

Zysk
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